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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Durchführung einer Zwischenerhebung 
im Rahmen eines Erhebungsprogramms zur Untersuchung der Struktur der 
landwirtschaftlichen Betriebe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik benötigt die Gemeinschaft objektive 
und vergleichbare Unterlagen über die strukturelle 
Lage der landwirtschaftlichen Betriebe in der ge- 
samten Gemeinschaft. 

Die Gemeinschaft wird nach Auswertung der 
Grunderhebung, die durch die Verordnung Nr. 70/ 
66/EWG 1 ), geändert durch die Verordnung Nr. 35/ 
67/EWG 2 ), vorgeschrieben wurde, im Rahmen eines 
Erhebungsprogramms zur Untersuchung der Struk- 
tur der landwirtschaftlichen Betriebe und der von 
der FAO empfohlenen und durch die Richtlinie des 
Rates vom 28. Oktober 1969 3 ) angeordneten allge- 
meinen Landwirtschaftszählung über einige Unter- 
lagen verfügen, die sich jedoch nur auf einen be- 
stimmten Zeitabschnitt und nur auf die Gebiete von 
sechs Mitgliedstaaten beziehen. Es ist deshalb erfor- 
derlich, daß die Gemeinschaft in allen Mitglied- 
staaten gleichzeitig und nach einheitlichen Metho- 
den und Begriffen ein Erhebungsprogramm durch- 
führt. 

Dieses Programm soll in drei Stufen ablaufen, und 
zwar: 

eine Zwischenerhebung für die Zeit zwischen den 
Allgemeinen Landwirtschaftszählungen von 1970 


und 1980, die die wichtigsten Angaben für eine 
Kennzeichnung der Struktur der landwirtschaftlichen 
Betriebe erbringen soll, 

eine Erhebung über die Entwicklung der Struktur 
der landwirtschaftlichen Betriebe, die die zeitliche 
Entwicklung der strukturellen Aspekte der land- 
wirtschaftlichen Betriebe auf Betriebsebene unter- 
suchen soll, 

eine allgemeine, von der FAO empfohlene Land- 
wirtschaftszählung. 

Um dem gegenwärtigen Stande bestimmter Erzeu- 
gungsformen Rechnung zu tragen, sollen in die Zwi- 
schenerhebung die Betriebe mit einer Fläche von 
mindestens 1 ha und diejenigen Betriebe einbezogen 
werden, deren jährlich vermarktete Erzeugung eine 
bestimmte Schwelle erreicht. 

Die Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten sind 
in der Lage, die gesamte Zwischenerhebung auf 
nationaler Ebene durchzuführen. 

Um eine einheitliche Aufbereitung und Auswer- 
tung der gewonnenen Ergebnisse zu gewährleisten 
und um einschlägige Informationswünsche befrie- 
digen zu können, ist es erforderlich, daß das gesamte 
im Laufe der Zwischenerhebung gewonnene Mate- 
rial in einer Zentrale zusammenläuft und dort aus- 
gewertet wird. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 112 
vom 24. Juni 1966, S. 2065/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 33 
vom 24. Februar 1967, S. 524/67 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 17. November 1969, S. 1 
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Die geplante Zwischenerhebung entspricht einem 
Bedürfnis der Gemeinschaft. Infolgedessen sind die 
anfallenden Kosten von der Gemeinschaft zu tragen. 

Die von der Erhebung erfaßten Landwirte müs- 
sen die Gewißheit haben, daß die sie betreffenden 
Einzelauskünfte geheimgehalten werden. 

Um die Durchführung der geplanten Maßnahmen 
zu erleichtern, ist eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission her- 
beizuführen; diese Zusammenarbeit findet im Rah- 
men des „Ständigen Agrarstatistischen Ausschusses" 
statt, der durch Beschluß des Rates vom 31. Juli 
1972 4 ) eingesetzt wurde — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Durchführung des Erhebungsprogramms 

Artikel 1 

1. Für die Erfordernisse der gemeinsamen Agrar- 
politik wird ein Programm von Gemeinschafts- 
erhebungen, im folgenden „Programm" genannt, 
aufgestellt. 

2. Das Programm wird in den Jahren 1975 bis 1980 
von der Kommission und den Mitgliedstaaten 
ausgeführt. 

3. Es umfaßt: 

a) eine Erhebung über die Struktur der land- 
wirtschaftlichen Betriebe, „Zwischenerhe- 
bung" genannt; 

b) eine Erhebung über die Entwicklung der 
Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe, 
die sich auf das dem Erntejahr 1977 entspre- 
chende Anbaujahr bezieht; 

c) eine Zählung der landwirtschaftlichen Betrie- 
be im Rahmen der FAO-Empfehlung über 
einen Weltagrarzensus, der sich auf das dem 
Erntejahr 1979 entsprechende Anbaujahr be- 
zieht. 


KAPITEL II 

Zwischenerhebung 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

a) landwirtschaftlicher Betrieb: eine örtlich be- 
grenzte technisch-wirtschaftliche Einheit, die nur 
einer Betriebsführung unterliegt und in Anhang 
I auf geführte Erzeugnisse hervorbringt; 

b) landwirtschaftliche Erzeugnisse: die in Anhang I 
aufgeführten Erzeugnisse; 

c) Erhebungsbezirke: das in Anhang II aufgeführte 
Gebiet oder die darin aufgeführten Teile des 
Gebietes eines Mitgliedstaats; 

d) landwirtschaftlich genutzte Fläche: Gesamtheit 
von Ackerland, Dauergrünland, Dauerkulturen 
sowie Haus- und Nutzgärten. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten veranstalten eine Zwischener- 
hebung, die sich auf das dem Erntejahr 1975 entspre- 
chende Anbaujahr bezieht. 

Die Zwischenerhebung wird in einem oder mehreren 

Abschnitten zwischen dem 1. Mai 1975 und dem 

31. März 1976 durchgeführt. 

Artikel 4 

Von der Zwischenerhebung werden erfaßt: 

a) landwirtschaftliche Betriebe mit einer landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche von 1 ha oder mehr; 

b) landwirtschaftliche Betriebe mit einer landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche von weniger als 1 ha, 
einschließlich der Betriebe ohne landwirtschaft- 
lich genutzter Fläche, deren jährlich vermarktete 
Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nor- 
malerweise einen Wert von mindestens 250 
Rechnungseinheiten erreicht. Um festzustellen, ob 
ein Betrieb diesen Bedingungen entspricht, wird 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 179 
vom 7. August 1972, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. August 1973 - 1/4 (IV H)- 680 70 - E - Er 11/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts - und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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unmittelbar auf den Wert der vermarkteten Er- 
zeugnisse oder mittelbar über natürliche Erzeu- 
gungseinheiten auf diesen Wert abgestellt. Die 
letztgenannten Einheiten werden unter Berück- 
sichtigung der besonderen Lage in jedem Mit- 
gliedstaat festgelegt. 

Artikel 5 

Die Zwischenerhebung machen nach einem einheit- 
lichen Plan Unterlagen über die im Katalog in An- 
hang IU enthaltenen Merkmale. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten liefern die in Artikel 5 vor- 
gesehenen Angaben für eine Zufallsstichprobe 
der landwirtschaftlichen Betriebe, deren Anzahl 
innerhalb folgender Grenzen liegt: 


e) überprüft er die so übertragenen Angaben, kon- 
trolliert ihre Wahrscheinlichkeit, berichtigt sie 
erforderlichenfalls und legt der Kommission das 
Schema der für die Berichtigung der Fehler ange- 
wandten Kontrollen vor; 

f) übermittelt er dem Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften die unter d) genannten 
Magnetbänder. Die Übermittlung hat spätestens 
9 Monate nach Zusammenstellung der an Ort 
und Stelle eingeholten Angaben zu erfolgen; 

g) erteilt er der Kommission erforderlichenfalls alle 
Auskünfte, die diese von ihm über die Erfüllung 
der Aufgaben, die Gegenstand der vorliegenden 
Richtlinie sind, erbittet. 


Artikel 8 


Belgien 

Dänemark 

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Vereinigtes Königreich 


15 000- 20 000 
15 000- 20 000 
80 000- 100 000 
120 000- 150 000 
30 000- 40 000 
160 000-200 000 
1 500 - 2 000 

20 000- 25 000 
40 000- 50 000 


Die nationalen Stichproben können gegebenen- 
falls Auszüge aus Voll-Erhebungen sein. 

2. Die nationalen Stichproben werden in der Weise 
geographisch verteilt, daß die Vergleichbarkeit 
des Genauigkeitsgrades bestimmter Ergebnisse 
zwischen den Erhebungsbezirken am besten ge- 
währleistet ist. 


3. Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Vorkeh- 
rungen, um Beobachtungsfehler zu ermitteln und 
zu vermeiden. 


Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat trifft zur Durchführung der Er- 
hebung in seinem Gebiet alle geeigneten Maßnah- 
men, insbesondere 

a) erstellt er einen Erhebungsbogen, der zumindest 
die Merkmale umfaßt, die in dem in Artikel 5 ge- 
nannten Merkmalskatalog angegeben sind; 

b) entwirft er einen Stichprobenplan und übermit- 
telt ihn der Kommision; 

c) prüft er nach, ob die Erhebungsbogen vollständig 
ausgefüllt und die Antworten wahrscheinlich 
sind; er veranlaßt erforderlichenfalls Ergänzun- 
gen der Erhebungsbogen und Berichtigungen der 
Angaben; 


1. Nach dem Verfahren des Artikels 11 werden 

festgelegt: 

a) die sich auf den Merkmalskatalog beziehen- 
den Definitionen; 

b) die Art und Weise, in der die Mitgliedstaaten 
ihren Stichprobenplan zu erstellen haben; 

c) der Stichprobenplan für jeden Mitgliedstaat; 

d) das einheitliche Schema und die Durchfüh- 
rungsbestimmungen betreffend die Übertra- 
gung der im Merkmalskatalog genannten An- 
gaben auf Magnetbänder; 

e) alle sonstigen Durchführungsbestimmungen. 


2. Der Kommission obliegt: 

a) die Ausarbeitung eines gemeinschaftlichen Ta- 
bellenschemas; 

b) die gemeinschaftliche Aufbereitung der auf 
den Magnetbändern enthaltenen Angaben 
durch das Statistische Amt der Europäischen 
Gemeinschaften ; 

c) die Übermittlung der Erhebungsergebnisse an 
die Mitgliedstaaten; 

d) die Veröffentlichung der Erhebungsergeb- 
nisse. 


KAPITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 9 


d) übertägt er die in dem Merkmalskatalog vorge- 
sehenen Angaben nach einem für alle Mitglied- 
staaten einheitlichen Schema betriebsweise auf 
Magnetbänder; 


Die für die Durchführung der Zwischenerhebung im 
Jahre 1975 erforderlichen Aufwendungen werden zu 
einem festzusetzenden Pauschalbetrag vom Haushalt 
der Europäischen Gemeinschaften getragen. 
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Artikel 10 

1. Die im Rahmen der Zwischenerhebung und den 
übrigen Erhebungen des Programms eingeholten 
Einzelauskünfte dürfen nur für statistische Zwek- 
ke verwendet werden. Sie dürfen nur solchen 
Personen bekanntgegeben werden, die in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Erhebung durchgeführt 
wird, oder beim Statistischen Amt der Europäi- 
schen Gemeinschaften mit der Durchführung der 
Richtlinie beauftragt sind. Dem Statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften dürfen die 
Einzelauskünfte nur in der Form weitergeleitet 
werden, daß die Betriebe nicht identifizierbar 
sind. 

Die Mitgliedstaaten können ausnahmsweise die 
Weitergabe von in ihrem Gebiet eingeholten 
Einzelauskünften nach ihren innerstaatlichen Ver- 
fahren und Voraussetzungen für wissenschaft- 
liche oder Verwaltungszwecke zulassen, wenn 
die Geheimhaltung gewährleistet ist und die 
Namen der Auskunftspflichtigen nicht genannt 
werden. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um Zuwiderhandlungen gegen die Be- 
stimmungen des Absatzes 1 zu ahnden. 

Artikel 11 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so gibt der durch Be- 
schluß des Rates vom 31. Juli 1972 eingesetzte 
Ständige Agrarstatistische Ausschuß - nachste- 
hend „Ausschuß" genannt - eine Stellungnahme 
entsprechend der in Artikel 148 Absatz 2 Unter- 
absatz 1 des Vertrages vorgesehenen Wägung 
der Stimmen der Mitgliedstaaten ab. Der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

2. In diesem Fall befaßt der Vorsitzende von sich 
aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit- 
gliedstaates den Ausschuß. 


3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist Stellung, die der Vorsitzende ent- 
sprechend der Dringlichkeit der zu prüfenden 
Fragen bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande. 

4. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen diese Maßnahmen 
indessen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens 
einem Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 12 

1. Der Ausschuß wird zu den in Artikel 7 Buch- 
stabe a und Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d ge- 
nannten Arbeiten gehört. 

2. Der Ausschuß sowie der Ständige Agrarstruktur- 
ausschuß werden zu den in Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe a genannten Arbeiten gehört. 

3. Der Ausschuß kann jede weitere die Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie betreffende Frage prüfen, 
die ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf 
Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates vor- 
legt. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Liste der landwirtschaftlichen Erzeugnisse zur Abgrenzung 
des Erhebungsbereiches 


Werden selbstgewonnene landwirtschaftliche Erzeugnisse nachstehender 
Liste im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb weiterverarbeitet, so gilt 
auch das Produkt der Weiterverarbeitung als „landwirtschaftliches 

Erzeugnis" 


A) Pflanzliche Erzeugnisse 1 ) 

Getreide 

Weizen, Spelz 
Roggen 
Gerste 
Hafer 

Körnermais 

Reis 

Sonstiges Getreide 


Hülsenfrüchte 

Speiseerbsen 

Kichererbsen 

Futtererbsen und Zottelwicken 
Speisebohnen 

Ackerbohnen (Pferde-, Sau-, Futterbohnen) 

Linsen 

Wicken 

Lupinen 

Hülsenfruchtgemenge 

Gemenge von Hülsenfrüchten mit Getreide 

Wurzel- und Knollenfrüchte 

Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Sonstige Wurzel- und Knollenfrüchte 

Futtermöhren 

Süßkartoffeln 

Wasserrüben (weiße Rüben) 

Kohlrüben 

Topinambur 

Futterrüben 

Futterkohl und Markstammkohl 

Handelsgewächse 

Ölsaaten 


Rizinus 

Raps 

Rübsen 

Sonnenblumenkerne 

Leinsamen 

Sesam 

Erdnüsse 

Hanfsamen 

Senfkörner 

Sojabohnen 

Textilpflanzen 

Faserflachs (Lein) 

Hanf (Faser) 

Baumwolle 

Hopfen 

Tabak 

Sonstige Handelsgewächse 

Zuckerrohrhirse 

Besenhirse 

Mohn 

Kümmel 

Kanariensalat 

Safran 

Arznei-, Gemüse- und Duftpflanzen 
Zichorien (Wurzeln) 

Gemüse , Melonen, Erdbeeren 

Speisekopfkohl 

Rosenkohl 

Blumenkohl 

Kohlrabi 

Rübstiel, Stielmus 
Rote Rüben, Rote Beete 
Mangold 
Speisemöhren 
Pastinak 

Haferwurzeln, Schwarzwurzeln 
Sellerie, Knollensellerie 
Petersilie 
Fenchel 


!) einschließlich Saat- und Pflanzgut 


Menggetreide (einschließlich Wintermenggetreide) 
Hirse (einschließlich Kolbenhirse) 

Sorghum (Mohrenhirse) 
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Porree 

Knoblauch 

Schnittlauch 

Zwiebeln 

Kopfsalat 

Feldsalat 

Endivien, Eskariol 

Melde 

Spinat 

Grüne Erbsen 
Grüne Bohnen 
Dicke Bohnen 
Spargel 

Zichorien (Witloof) 

Wilde Zichorien 

Artischocken 

Spanische Artischocken 

Gurken, Gewürzgurken 

Rhabarber 

Tomaten 

Eierfrucht 

Paprika 

Wassermelonen 

Kürbisse 

Markkürbisse 

Meerrettich 

Rettich 

Radieschen 

Kresse (Brunnenkresse) 

Melonen 

Erdbeeren 

Blumen und Zierpflanzen 
Blumen 

Blumenzwiebeln und -knollen 

Zierpflanzen 

Freilandstauden 


Futter 

Grünfutter (auch zur Silofutterbereitung) 

Heu 

Dauerkulturen 

Obst (ohne Beerenobst, Zitrusfrüchte, Oliven und 
Weintrauben) 

Äpfel 

Birnen 

Quitten 

Mispeln 

Kirschen 

Pflaumen, Zwetschen, Renekloden, Mirabellen 

Aprikosen 

Pfirsiche 

Feigen 

Dattelpflaumen (Kaki) 


Johannisbrot 

Speierling 

Granatäpfel 

Walnüsse 

Haselnüsse 

Mandeln 

Edelkastanien 

Pinienkerne 

Pistazien 

Früchte des Feigenkaktus 

Zitrusfrüchte 

Apfelsinen 

Mandarinen 

Zitronen 

Zedratzitronen 

Limetten 

Bergamotten 

Oliven 

Weintrauben 

Beerenobst 

Johannisbeeren, rote und weiße 

Johannisbeeren, schwarze 

Himbeeren 

Stachelbeeren 

Brombeeren 

Maulbeeren 

Baumschuler/eugnisse 

Sonstige Dauerkulturen 

Korbweiden und Binsen 

Schilf, Rohr 

Bambus 

Maulbeerblätter 

Manna 

Sumach 


B) Tiere und tierische Erzeugnisse 

Tiere 

Einhufer (Pferde, Esel, Maultiere, Maulesel) 

Rindvieh 

Büffel 

Schafe 

Ziegen 

Schweine und Kreuzungen 
Hühner 

Anderes Geflügel 
Enten 

Truthühner 

Gänse 

Perlhühner 
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Sonstige Tiere 
Haustauben 

Haus- und Angorakaninchen 

Aufzucht-Wildbret 

Seidenraupen 

Bienen 

Eintagsküken 


Tierische Erzeugnisse 

Kuhmilch 

Büffelmilch 

Ziegenmilch 

Schafsmilch 

Eier (für den Verbrauch bestimmte und Bruteier) 
Wolle 

Seidenraupenkokons 

Honig 

Wachs 
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Anhang II 


Verzeichnis der in Artikel 2 Buchstabe c) genannten Erhebungsbezirke 


Belgien 

1. Antwerpen 

2. Brabant 

3. West- Viaanderen 

4. Oost- Viaanderen 

5. Hainaut 

6. Liege 

7. Limburg 

8. Luxembourg 

9. Namur 


Dänemark 

1. Kobenhavns amt 

2. Frederiksborg amt 

3. Roskilde amt 

4. Vestjaellands amt 

5. Storstroms amt 

6. Bornholms amt 

7. Fyns amt 

8. Sonderjyllands amt 

9. Ribe amt 

10. Vejle amt 

11. Ringkobing amt 

12. Arhus amt 

13. Viborg amt 

14. Nordjyllands amt 


Bundesrepublik Deutschland 

1. Schleswig-Holstein 

2. Hamburg 

3. Bremen 

4. Saarland 

5. Berlin (West) 

6. Hannover 

7. Hildesheim 

8. Lüneburg 

9. Stade 

10. Osnabrück 

1 1 . Aurich 

12. Braunschweig 

13. Oldenburg 

14. Düsseldorf 

15. Köln 

16. Aachen 

17. Münster 

18. Detmold 

19. Arnsberg 

20. Darmstadt 

21. Kassel 


22. Koblenz 

23. Trier 

24. Rheinhessen-Pfalz 

25. Nordwürttemberg 

26. Nordbaden 

27. Südbaden 

28. Südwürttemberg-Hohenzollern 

29. Oberbayern 

30. Niederbayern 

31. Oberpfalz 

32. Oberfranken 

33. Mittelfranken 

34. Unterfranken 

35. Schwaben 


Frankreich 

1. Nord 

2. Pas-de-Calais 

3. Aisne 

4. Oise 

5. Somme 

6. Seine-et-Marne 

7. Seine 
Seine-St. Denis 
Hauts-de-Seine 
Val-de-Marne 
Val-d'Oise 
Yvelines 
Essonne 

8. Cher 

9. Eure-et-Loire 

10. Indre 

11. Indre-et-Loire 

12. Loir-et-Cher 

13. Loiret 

14. Eure 

15. Seine-Maritime 

16. Calvados 

17. Manche 

18. Orne 

19. Cötes-du-Nord 

20. Finistere 

21. Ille-et-Vilaine 

22. Morbihan 

23. Loire-Atlantique 

24. Maine-et-Loire 

25. Mayenne 

26. Sarthe 

27. Vendee 

28. Charente 

29. Charente-Maritime 

30. Deux-Sevres 
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Frankreich (Fortsetzung) 


31. Vienne 

32. Correze 

33. Creuse 

34. Haute-Vienne 

35. Dordogne 

36. Gironde 

37. Landes 

38. Lot-et-Garonne 

39. Basses-Pyrenees 

40. Ariege 

41. Aveyron 

42. Haute-Garonne 

43. Gers 

44. Lot 

45. Hautes-Pyrenees 

46. Tarn 

47. Tarn-et-Garonne 

48. Ardennes 

49. Aube 

50. Marne 

51. Haute-Marne 

52. Meurthe-et-Moselle 

53. Meuse 

54. Moselle 

55. Vosges 

56. Bas-Rhin 

57. Haut-Rhin 

58. Doubs 

59. Jura 

60. Haute-Söne 

61. Territoire de Beifort 

62. Cote-d'Or 

63. Nievre 

64. Saöne-et-Loire 

65. Yonne 

66. Allier 

67. Cantal 

68. Haute-Loire 

69. Puy-de-Döme 

70. Ain 

71. Ardeche 

72. Drome 

73. Isere 

74. Loire 

75. Rhone 

76. Savoie 

77. Haute-Sovoie 

78. Aude 

79. Gard 

80. Herault 

81. Lozere 

82. Pyrenees-Orientales 

83. Basses-Alpes 

84. Hautes-Alpes 

85. Alpes-Maritim 

86. Bouches-du-Rhöne 

87. Corse 

88. Var 

89. Vaucluse 


Irland 

1. Carlow 

2. Dublin 

3. Kildare 

4. Kilkenny 

5. Laoighis 

6. Longford 

7. Louth 

8. Meath 

9. Offaly 

10. Westmeath 

11. Wexford 

12. Wicklow 

13. Cläre 

14. Cork 

15. Kerry 

16. Limerick 

17. Tipperary, N. R. 

18. Tipperary, S. R. 

19. Waterford 

20. Galway 

21. Leitrim 

22. Mayo 

23. Roscommon 

24. Sligo 

25. Cavan 

26. Donegal 

27. Monaghan 


Italien 


1 . 

Torino 

2. 

Vercelli 

3. 

Novara 

4. 

Cuneo 

5. 

Asti 

6. 

Alessandria 

7. 

Val d'Aosta 

8. 

Imperia 

9. 

Savona 

10. 

Genova 

11. 

La Spezia 

12. 

Varese 

13. 

Como 

14. 

Sondrio 

15. 

Milano 

16. 

Bergamo 

17. 

Brescia 

18. 

Paviä 

19. 

Cremona 

20. 

Mantova 

21. 

Bolzano-Bozen 

22. 

Trento 

23. 

Verona 

24. 

Vicenza 

25. 

Belluno 

26. 

Treviso 

27. 

Venezia 

28. 

Padova 

29. 

Rovigo 
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Italien (Fortsetzung) 


30. Pordenone 

31. Udine 

32. Gorizia 

33. Trieste 

34. Piacenza 

35. Parma 

36. Reggio neH'Emilia 

37. Modena 

38. Bologna 

39. Ferrara 

40. Ravenna 

41. Forli 

42. Pesaro e Urbino 

43. Ancona 

44. Macerata 

45. Ascoli Piceno 

46. Massa-Carrara 

47. Lucca 

48. Pistoia 

49. Firenze 

50. Livorno 

51. Pisa 

52. Arezzo 

53. Siena 

54. Grosseto 

55. Perugia 

56. Terni 

57. Viterbo 

58. Rieti 

59. Roma 

60. Latina 

61. Frosinome 

62. Caserta 

63. Benevento 

64. Napoli 

65. Avellino 

66. Salermo 

67. L'Aquila 

68. Teramo 

69. Pescara 

70. Chieti 

71. Isernia 

72. Campobasso 

73. Foggia 

74. Bari 

75. Taranto 

76. Brindise 

77. Lecce 

78. Potenza 

79. Matera 

80. Cosenza 

81. Catanzaro 

82. Reggio di Calabria 

83. Trapani 

84. Palermo 

85. Messina 

86. Agrigento 

87. Caltanissetta 

88. Enna 


89. Catania 

90. Ragusa 

91. Siracusa 

92. Sassari 

93. Nuoro 

94. Cagliari 


Luxemburg 

1 . Luxemburg 


Niederlande 

1. Groningen 

2. Friesland 

3. Drenthe 

4. Overijssel 

5. Gelderland 

6. Utrecht 

7. Noord-Holland 

8. Zuid-Holland 

9. Zeeland 

10. Noord-Brabant 

1 1 . Limburg 


Vereinigtes Königreich 

1 . Cumberland 

2. Durham 

3. Northumberland 

4. Westmorland 

5. Yorkshire (North Riding, East Riding and West 
Riding) 

6. Lancashire 

7. Cheshire 

8. Hereford 

9. Shropshire 

10. Stafford 

11. Warwick 

12. Worcester 

13. Cornwall 

14. Devon 

15. Dorset 

16. Gloucester 

17. Somerset 

18. Wiltshire 

19. Bedford 

20. Cambridge and Isle of Ely 

21. Essex 

22. Greater London 

23. Hertford 

24. Hintingdon and Peterborough 

25. Lincoln (Holland) 

26. Norfolk 

27. Suffolk 

28. Berkshire 

29. Buckingham 

30. Hampshire 

31. Isle of Wright 

32. Kent 
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Vereinigtes Königreich (Fortsetzung) 

33. Oxford 

34. Surrey 

35. Sussex East and West 

36. Derby 

37. Leicester 

38. Lincoln (Kesteven and Lindsey) 

39. Northampton 

40. Nottingham 

41. Rutland 

42. Anglesey 

43. Breconshire 

44. Ceamarvonshire 

45. Cardiganshire 

46. Carmathenshire 

47. Denbigshire 

48. Flintshire 

49. Glamorgan 

50. Nerioneth 

5 1 . Montmouthshire 

52. Montgomeryshire 

53. Pembrokeshire 

54. Radnorshire 

55. Argyll 

56. Inverness 

57. Ross and Cromarty 

58. Sutherland 

59. Cetland 

60. Aberdeen 

61. Banff 

62. Caithness 

63. Kincardine 

64. Moray 

65. Nairn 

66. Orkney 

67. Angus 

68. Clackmannan 

69. Fife 

70. Kinross 

71. Perth 

72. Berwick 

73. East Lothian 

74. Midlothian 

75. Peebles 

76. Roxburgh 

77. Selkirk 

78. West Lothian 

79. Ayr 

80. Bute 

81. Dumfries 

82. Dunbarton 

83. Kirkcudbright 

84. Lanark 

85. Renfrew 

86. Stirling 

87. Wigtown 

88. Antrim 

89. Armagh 

90. Down 

91. Fermanagh 

92. Londonderry 

93. Tyrone 
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Anhang III 


Merkmalskatalog 


A. Geographische Lage des Betriebs 

01 Erhebungsbezirk 

Höhenlage des Betriebs 


02 Minimum m 

03 Maximum m 


ß. Rechtsstellung des Betriebs 

01 Ist der Betriebsinhaber eine natürliche Person? ja / nein 

C. Besitzverhältnisse (auf den Betriebsinhaber bezogen) 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche ha a 

01 in Eigentum 

02 in Pacht 

03 in Teilpacht 

04 in anderen Besitzformen 


D. Betriebsführung 


01 Sorgt der Betriebsinhaber für die laufende und tägliche Betriebsführung? 

02 Werden Bücher geführt (regelmäßige Eintragung, Inventar sowie Gewinn- 
und Verlustrechnung)? 

03 Wenn ja, mit Hilfe eines Buchhalters oder Beraters? 

04 Wenn ja, seit wann werden Bücher geführt? 

05 Steht dem Betriebsleiter ein Berater für die Ausrichtung und Verwaltung 
des Betriebs zur Seite? 

06 Besteht ein Entwicklungsplan (im Sinne der Richtlinie des Rates 72/159/ 
EWG, Artikel 6) für den Betrieb? 

07 Wenn ja, auf welchen Zeitraum bezieht sich dieser Entwicklungsplan? 

08 Wenn nein, beabsichtigt der Betriebsinhaber ihn in Zukunft anzuwenden? 

09 Wenn nein, kennt der Betriebsinhaber die Bestimmungen zugunsten der 
Landwirte, die ihren Betrieb modernisieren, ihren Beruf wechseln oder ihre 
Tätigkeit aufgeben? 

10 Hat der Betrieb vertragliche Bindungen für 

— seine Bedarfsgüter, 

— Dienstleistungen, 

— den Absatz seiner Erzeugnisse? 


ja / nein 
ja / nein 

ja / nein 

ja / nein 

ja / nein 

von 19 . . bis 19 . . 
ja / nein 


ja / nein 
ja / nein 
ja / nein 


Bodennutzung 

Die landwirtschaftlich genutze Fläche umfaßt die Flächen in Hauptkultur, die der 
Ernte 1975 zugrunde lagen, die 1974 bebauten Flächen, die für die Ernte 1975 
bestimmt waren, und die Flächen von noch nicht im Ertrag stehenden Kulturen. 
Die im Jahr 1975 bebauten Flächen, die normalerweise 1976 abgeerntet werden 
sollten, sind ausgeschlossen. 
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F. Ackerland 

Getreide zur Körnergewinnung (einschließlich Saatgut): 

01 Weichweizen und Spelz 

02 Hartweizen 

03 Roggen 

04 Gerste 

05 Hafer 

06 Körnermais 

07 Reis 

08 Sonstiges Getreide 

09 Hülsenfrüchte (einschließlich Saatgut und Gemenge von Hülsenfrüchten mit 
Getreide) 

10 Kartoffeln (einschließlich Früh- und Pflanzkartoffeln) 

1 1 Zuckerrüben (ohne Saatgut) 

12 Futterhackfrüchte (ohne Saatgut) 

13 Handelsgewächs (einschließlich Saatgut für Ölsaaten; ohne Saatgut für 
Textilpflanzen, Hopfen, Tabak und sonstige Handelsgewächse) 

Gemüse, Melonen, Erdbeeren: 

14 — im Freiland 

15 — unter Glas 

Blumen und Zierpflanzen (ohne Baumschulen) : 

16 — im Freiland 

17 — unter Glas 

18 Grünfutterbau auf dem Ackerland 

19 Gartenbausämereien und sonstige Sämereien auf dem Ackerland (ausge- 
nommen Getreide, Hülsenfrüchte, Kartoffeln und Ölsaaten) 

20 Sonstige Kulturen auf dem Ackerland 

21 Schwarzbrache 


F. Haus- und Nutzgärten 


G. Dauergrünland 

01 Dauerwiesen und Dauerweiden 

02 Almen 


H. Dauerkulturen (verholzende landwirtschaftliche Kulturen) 

01 Obstanlagen 

02 Zitrusanlagen 

03 Olivenanlagen 

04 Rebanlagen 

05 Beerenobstanlagen 

06 Reb- und Baumschulen (ohne forstliche Pflanzgärten für den Eigenbedarf 
des Betriebes) 

07 Sonstige Dauerkulturen 

08 Dauerkulturen unter Glas 
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I. Sonstige Flächen ha a 

01 Nicht genutzte landwirtschaftliche Fläche (Flächen, die aus wirtschaftlichen, 
sozialen oder sonstigen Gründen nicht bewirtschaftet wurden und außer- 
halb der Fruchtfolge liegen) 

02 Forstfläche (einschließlich forstliche Pflanzgärten für den Eigenbedarf des 
Betriebes) 

03 Sonstige Fläche (Gebäude- und Hofflächen, Wege, Gewässer, Steinbrüche, 

Unland, Felsen usw.) 


J. Vergesellschaftete und Folgekulturen (ohne den Anbau von Gartenbaukultu- 
ren untereinander in schneller Fruchtfolge sowie ohne Kulturen unter Glas) 

01 Fläche der Kulturen in Vergesellschaftung mit Dauerkulturen 

02 Fläche der Folgekulturen oder der Zwischenfrüchte 


K. Viehbestand (am ) (festzulegender Zeitpunkt) 

01 Einhufer 


Zahl der Tiere 


Rinder; 

unter einem Jahr 

02 die als Kälber geschlachtet werden sollen 

03 Sonstige 

1 Jahr bis unter 2 Jahren 

04 Schlachtvieh 

05 Sonstige 

2 Jahre und älter 

06 männliche Tiere 

07 Färsen 

08 Milchkühe 

09 sonstige Kühe 

10 Büffel (jeden Alters) 

11 Schafe (jeden Alters) 

12 Ziegen (jeden Alters) 


Schweine: 

13 Eber von 50 kg und mehr 

14 Mutterschweine von 50 kg und mehr 

15 Ferkel, deren Lebendgewicht weniger als 20 kg beträgt 

16 Mastschweine und andere Schweine, deren Lebendgewicht mehr als 20 kg 
beträgt 


Geflügel: 

17 Masthähnchen und -hühnchen 

18 Legehennen 
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I. Schlepper, Einachsschlepper, Maschinen und Einrichtungen 

(in den letzten 12 Monaten vor dem Tage der Befragung) 

Benutzung von Zugkraft *): (das entsprechende Kästchen ist anzukreuzen) 

01 entfällt 

02 ausschließlich tierische Zugkraft 

03 tierische und motorische Zugkraft 

04 ausschließlich motorische Zugkraft 


Hat der Betrieb folgende Maschinen benutzt? 


05 Vierradschlepper, Kettenschlep- 
per, Geräteträger 

06 Einachsschlepper, Motorhacken, 
Motorfräsen und Motormäher 

07 Mähdrescher 

08 Melkmaschinenanlagen 

09 Milchtanks 


Benutzung der Maschinen 

im Alleinbesitz 

im gemeinschaft- 

im Besitz eines anderen 

des Betriebes 

liehen Besitz mit 

Betriebes = 1 ; 


anderen 

eines Lohnunterneh- 


Betrieben 

mens oder einer Genos- 
senschaft = 2; 

1+2 = 3 

Anzahl 

ankreuzen 



10 Grundfläche der benutzten Gewächshäuser 


1 1 Glasfläche für die Frühbeete 


9 Unter „tierische Zugkraft" versteht man: 

a) Zugpferde, Maulesel, Maultiere, Esel; 

b) Milch- und Zugkühe, sonstige Zugrinder. 

Unter „motorischer Zugkraft" versteht man sämtliche Schlepper (einschließlich Geräte- 
träger) und Einachsschlepper (ohne Motorhacken, Motorfräsen und Motormäher). 


15 




M. Landwirtschaftliche Arbeitskräfte von 14 Jahren und darüber (in den letzten 12 Monaten vor dem Tage der Befragung) 





Arbeitszeit im Betrieb *) 

Erwerbstätigkeit 


Geschlecht 

Geburts- 

jahr 

Teilzeitlich mit einer Arbeitszeit von: 

Vollzeit- 
lich 2 ) 

nicht 

vorwiegend 

Landwirtschaftliche Arbeitskräfte 

m = 1 

w = 2 


> 0 - < 25°/o 

| ! 

25 - < 50%>| 50 - < 75% 75 - <100% 

1 1 


vorwiegend 




der jährlichen Arbeitszeit einer vollzeitlich 
beschäftigten Person 


außerbetrieblich 

01 Betriebsinhaber 

02 Familienangehörige des Be- 
triebsinhabers 








03 Regelmäßig beschäftigte fa- 


i 

i 

i 

i 





milienfremde Arbeitskräfte 







Unregelmäßig beschäftigte fa- 
milienfremde Arbeitskräfte 

Anzahl der 
vollen 
Arbeitstage 






04 männlich 







05 weiblich 








06 Beschäftigung von Arbeits- 
kräften aus landwirtschaft- ja /nein 
liehen Lohnunternehmen 


A ) Ohne Arbeit im Haushalt 

2 ) Sämtliche Personen, die mindestens 2200 Stunden jährlich im Betrieb arbeiten 
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N. Geleistete Arbeit der Ehefrau des Betriebsinhabers 

01 Hat der Betriebsinhaber eine Ehefrau? ja / nein 

Wenn ja (02 bis 06) : 

02 Lebt die Ehefrau im Bereich des Betriebs? ja / nein 

03 Geburtsjahr der Ehefrau 

04 Anzahl der im Betriebsbereich lebenden Personen 

— Insgesamt 

— von 0 bis 7 Jahren 

— von 8 bis 14 Jahren 

— von 15 bis 64 Jahren 

— von 65 Jahren und darüber 

05 Die Ehefrau betreut die Kinder und / oder verrichtet die Hausarbeiten 

— allein 

— mit Hilfe anderer Personen 

— ist von diesen Tätigkeiten entlastet 


06 Arbeiten: 


a) im Betrieb 

— Betreuung des Viehs 
— Feldarbeit 

— Verarbeitung und Bearbeitung 

b) außerhalb des Betriebs 


nie 

gelegentlich 

regelmäßig 





O. Außerbetriebliche Erwerbstätigkeit des Betriebsinhabers 

01 Art der außerbetrieblichen Erwerbstätigkeit des Betriebsinhabers: 

— Selbständiger 

— abhängig Erwerbstätiger 

02 Wirtschaftszweig, in dem der Betriebsinhaber eine außerbetriebliche Er- 
werbstätigkeit ausübt: 

— Landwirtschaft, Jagd, Forstwirtschaft und Fischerei 
— Energie- und Wasserwirtschaft, verarbeitendes Gewerbe 
— Baugewerbe 
— Großhandel 
— Einzelhandel 

— Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
— Reparatur von Gebrauchsgütern und Fahrzeugen 
— Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

— Kreditwesen, Versicherungsgewerbe, Dienstleistungen für Unterneh- 
men, Vermietung 

— Sonstige Dienstleistungen 

03 Schulbildung des Betriebsinhabers: 

— Hochschule 

— Oberschule 
— Volksschule 

— keine 
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Vermerk 

Finanzielle Auswirkungen des Vorschlags 
auf den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 


Ausgaben auf Grund von Artikel 9 

1. Kosten je Betrieb 

Der Pauschalsatz für die von den Mitgliedstaaten zu 
tragenden Ausgaben ist auf 10 RE je Betrieb fest- 
gesetzt worden. 

2. Schätzung der Anzahl der in die Erhebung ein- 
zubeziehenden Betriebe 

Die Zahl der betroffenen Betriebe liegt zwischen 
481 500 und 607 000. Schätzungsweise werden dem 
Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
tatsächlich Angaben von 560 000 Betrieben übermit- 
telt werden. 

3. Berechnung der Ausgaben 

Die Ausgaben könnten - je nach der vorgesehenen 
Mindest- oder Höchstzahl der Betriebe - zwischen 
10 RE x 481 000 - 4 815 000 RE und 10 RE x 607 000 
= 6 070 000 RE schwanken. Im angenommenen Falle 
betragen sie 10 RE x 560 000 = 5 600 000 RE. 
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Begründung 

Die Kommission legt einen Richtlinienvorschlag 
über die Durchführung einer Zwischenerhebung im 
Rahmen eines Erhebungsprogramms zur Untersu- 
chung der Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe 
vor. 

Dieses Programm beruht auf der durch Verordnung 
Nr. 70/66/EWG *) vorgesehenen und durch Verord- 
nung Nr. 35/67/EWG 2 ) abgeänderten Grunderhebung 
im Rahmen eines Erhebungsprogramms zur Unter- 
suchung der Struktur der landwirtschaftlichen Be- 
triebe und der von der FAO empfohlenen und mit 
Richtlinie des Rates vom 28. Oktober 1969 3 ) vorge- 
sehenen Allgemeinen Landwirtschaftszählung. 

Der gegenwärtige Vorschlag sieht die Fortsetzung 
der Untersuchung über die Angaben zur Struktur 
der landwirtschaftlichen Betriebe auf Gemeinschafts- 
ebene für den Bedarf der gemeinsamen Agrarpolitik 
vor. Das vorgeschlagene Programm wird es ermög- 
lichen, die Angaben aus den beiden vorangegange- 
nen Erhebungen, deren letzte 1970 stattgefunden hat, 
auf den neuesten Stand zu bringen, vergleichbare 
Angaben für das gesamte Gebiet der Mitgliedstaa- 
ten zu erhalten und grundlegende Angaben für die 
Untersuchung der Struktur der landwirtschaftlichen 
Betriebe zu liefern. 

Der im vorliegenden Dokument enhaltene Richt- 
linienvorschlag hat seinen Ursprung darin, daß ein 
anerkanntes Interesse an einer guten, regelmäßigen 
Information über die Entwicklung der Agrarstruktur 
besteht, was außerdem die erste und wichtigste Vor- 
aussetzung für den Erfolg der auf Gemeinschafts- 
ebene beschlossenen Maßnahmen darstellt. 

Eine eingehende Untersuchung hat ergeben, daß die 
Bedürfnisse der Kommision auf diesem Gebiet zwei 
unterschiedlichen Erfordernissen entsprachen. Ne- 


ben den ins einzelne gehenden Angaben über die 
Struktur der Landwirtschaft im allgemeinen zeich- 
nete sich die Zweckdienlichkeit der statistischen An- 
gaben über die Struktur der landwirtschaftlichen 
Betriebe selbst und über die Entwicklung im Laufe 
der Zeit und in den verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft klar ab. 

Der Richtlinienentwurf sieht ein Programm statisti- 
scher Erhebungen vor, die insofern integriert sind, 
als Voraussetzung und Grundlage für die Durch- 
führung der Erhebung über die Entwicklung der 
Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe von 1977 
die Zwischenerhebung bilden soll, die ihr 1975 vor- 
ausgehen wird, während die Allgemeine Landwirt- 
schaftszählung von 1979 in den Rahmen der Voraus- 
schau der zehnjährigen Erhebungen fällt. 

Von unmittelbarem Interesse sind die in Kapitel II 
über die Zwischenerhebung enthaltenen Normen. 
Diese Erhebung schließt durch Aufbau und Art ihrer 
Durchführung an die Grunderhebung von 1966/1967 
an. Gegenüber dieser stellt sie eine gekürzte Fas- 
sung mit weniger aufgefächerten aber spezifische- 
ren Zielen dar. Ohne die Forderungen nach allge- 
meinen Angaben einzuschränken, wurden die Ziele 
der Erhebung im wesentlichen auf drei Faktoren be- 
schränkt, die, wie die Erfahrung gelehrt hat, sich in 
der Untersuchung über die Struktur der landwirt- 
schaftlichen Betriebe auf Gemeinschaftsebene als 
entscheidend erwiesen haben, nämlich Bodennut- 
zung, Viehbestand und Arbeitskräfte. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 112 
vom 24. Juni 1966, S. 1065/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 33 
vom 24. Februar 1967, S. 524/67 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 17. November 1969, S. 1 
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